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5,2 Milliarden Euro hat das Baugewerbe (Fir-
men mit mehr als 20 Beschäftigten) im Mai um-
gesetzt. 4,4 Prozent weniger als im Vorjahr.

Die Griechen kaufen nur noch das Nötigste
Handel Preise schnellen kräftig nach oben –
Lebensmittel werden zum Luxusgut

Von unserer Korrespondentin
Anke Stefan

M Athen. Die Pizzeria hat ihre Prei-
se schon angepasst: Statt knapp
über 14 werden 15 Euro für eine ve-
getarische und die klassische Pizza
mit Pilzen und Schinken bezahlt.
Denn seit Montag gelten die neuen
Mehrwertsteuersätze für viele Pro-
dukte.
Noch immer sorgen die neuen

Steuersätze für Verwirrung. So wird
der ermäßigte Mehrwertsteuersatz
von 13 Prozent für einige Grund-
nahrungsmittel, darunter Brot und
Schafskäse, beibehalten. Der bei
jedem Bäcker erhältliche Brotkrin-
gel mit Schafskäsefüllung aber ist
in den Hauptsteuersatz von 23 Pro-
zent aufgestiegen. Erklärungsbe-
dürftig wäre, warum zwar Tinten-
fisch und seine Verwandten, nicht
aber Miesmuscheln weiterhin dem
ermäßigten Satz unterliegen.

Sehen, was übrig bleibt
Vor allem bei den „Pfennigpro-
dukten“ ist der Unterschied erst
einmal kaum zu sehen. Sie habe
noch keinen Überblick, „dafür
müsste ich die Preise von letzter
Woche im Gedächtnis haben“,
meint eine Kundin im Supermarkt.
Nach ihrer Kleidung gehört sie si-
cherlich nicht zu den ganz Armen
im Land. Skeptisch ist sie dennoch:
„Wir werden ja sehen, was am En-
de im Portemonnaie übrig bleibt.“
Klar habe man viele Produkte

heraufgesetzt, sagt die Verkäuferin
im Supermarkt. Fruchtsäfte bei-
spielsweise seien in Preisbereiche
aufgestiegen, „die fast einem Kauf-
verbot gleichkommen“. Empört
setzt die junge Frau im blauen Kit-
tel hinzu: „Ist schon unglaublich,
was bei den Lebensmitteln jetzt so
alles als Luxusgut zählt.“
Mehr als 1 Milliarde Euro soll die

Mehrwertsteuererhöhung pro Jahr
in die klammen Staatskassen spü-
len. Doch ob diese Rechnung wirk-
lich aufgeht, darf bezweifelt wer-
den. Im Supermarkt kommt man
um das Bezahlen der Steuer nicht
herum. In anderen Bereichen schon.
Die zum Bestehen der Eingangs-
prüfung zum Universitätsstudium
fast unerlässlichen Nachhilfestun-
den waren bisher von der Mehr-
wertsteuer befreit. Nun ist auf den
Unterricht in den privaten Einrich-
tungen, den sogenannten Frontis-

tiria, auf einen Schlag der Haupt-
steuersatz von 23 Prozent fällig.
„Das wird nur dazu führen, dass
vermehrt auf private Nachhilfe au-
ßerhalb der Frontistiria zurückge-
griffen wird“, meint Vivy, die ge-
meinsam mit ihrem Mann ein klei-
nes Frontistirio betreibt.

Unterricht jetzt schwarz
Natürlich werde Unterricht jetzt
schwarz angeboten. Nur die großen
Institute könnten es sich leisten, die
neue Mehrwertsteuer nicht auf die
Schüler umzulegen, meint die
energische Mittvierzigerin. Institu-
te wie das ihre aber steckten jetzt in
der Zwickmühle. „Wir können uns
weder leisten, die Mehrwertsteuer
selbst aufzufangen, noch können
wir sie auf die Familien der Schüler
umlegen.“
Die griechische Wirtschaft be-

findet sich im freien Fall. Um 4,2
Prozent ist laut staatlicher Statistik
der Umsatz der griechischen In-
dustrie im Mai 2015 im Vergleich
zum Vorjahresmonat gefallen. Na-
hezu alle Straßenbauprojekte wur-
den gestoppt. Wo Tausende von
Arbeitsplätzen – bei einem bereits
mehr als 1,5 Millionen Menschen
zählenden Arbeitslosenheer – auf
dem Spiel stehen, ist es kein Wun-
der, dass Sommerschlussverkauf
und Ladenöffnungszeiten am
Sonntag die Kassen nicht klingeln
lassen.

Die Geschäfte laufen offensichtlich nicht gut in diesem Schuhladen im Zentrum von Athen. Die Mehrwertsteuer-
erhöhung hat die Preise klettern lassen, die Kunden bleiben aus. Foto: dpa

Aus der Troika wird eine Quadriga
Rettung Verhandlungen über drittes Hilfspaket beginnen in Athen – Straffer Zeitplan
Von unserem Brüsseler
Korrespondenten Detlef Drewes

M Brüssel. Es muss schnell gehen.
Wenn die internationalen Geldge-
ber an diesem Samstag zum ersten
Mal in Athen zusammenkommen,
bleiben ihnen 19 Tage, um die Re-
geln für ein drittes Hilfspaket für
Griechenland mit einem Umfang
von bis zu 86 Milliarden Euro auf-
zustellen.
„Wir stehen am Anfang eines

sehr schwierigen Weges“, betonte
Gerry Rice, Sprecher des Interna-
tionalen Währungsfonds (IWF) in
Washington. Das liegt auch daran,
dass sich die Geldgeber selbst
nicht wirklich einig sind. Die bis-

herige Troika, in der Experten der
EU-Kommission, der Europäischen
Zentralbank (EZB) und des IWF sa-
ßen, wird jetzt zur Quadriga, weil
auch der Europäische Stabilitäts-
mechanismus (ESM) in Luxemburg
in dem Gremium vertreten ist, das
Athens früherer Finanzminister
Gianis Varoufakis im Januar re-
gelrecht aus dem Land geworfen
hatte. Nun sind sie zurück und zie-
hen noch nicht am gleichen Strang.
Vor allem der IWF besteht neben
einem Rettungspaket auch auf
Schuldenerleichterungen, wenn
nicht gar einem glatten Schnitt. Al-
le anderen sowie zahlreiche Euro-
Staaten (darunter Deutschland)
lehnen einen solchen Schritt strikt

ab. „Es gibt rechtlich sehr enge
Grenzen für einen Erlass von
Schulden“, betonte EZB-Ratsmit-
glied Ewald Nowotny.
Ob diese Widersprüche über-

wunden werden können, ist un-
klar. Der IWF hat zwar seinen bis-
herigen Verhandlungsführer Rishi
Goyal ersetzt, nachdem sich dieser
als geradezu kompromissloser Ge-
sprächspartner erwiesen hatte.
Stattdessen kommt nun die rumä-
nische Wirtschaftsexpertin Delia
Velculescu, die bereits an der Sa-
nierung Zyperns beteiligt war.
Inzwischen tun sich weitere

Baustellen auf, für die rasche Lö-
sungen gefunden werden müssen.
Bundesbank-Vorstand Andreas

Dombret wies darauf hin, dass sich
die Schwierigkeiten der vier gro-
ßen hellenischen Banken verstärkt
haben. „Es stellt sich die Frage, ob
die Institute überlebensfähig sind.“
Im neuen Rettungspaket werden
deshalb 25 Milliarden Euro für die
Sanierung oder Abwicklung ange-
schlagener Bankhäuser reserviert.
Der Zeitplan bleibt straff. Bis

zum 20. August sollen das Ret-
tungspaket geschnürt und die erste
Rate verfügbar sein. Denn dann
muss Athen 3,2 Milliarden Euro an
die EZB zurückzahlen. Ohne die
Hilfe der Partner wäre das Land
wieder am Ende.

Forum: Kommentar
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Zahl der Banken
mehr als halbiert
M Frankfurt. Die Zahl der Kredit-
institute in Deutschland hat sich
nach Angaben der Bundesbank in
den vergangenen 25 Jahren mehr
als halbiert – von einst 4750 Geld-
häusern auf 1990 im vergangenen
Jahr. Allein 2014 sank die Zahl um
39 Institute. Den stärksten Rück-
gang gab es bei den Genossen-
schaftsbanken. Dort verschwanden
im vergangenen Jahr 31 Häuser.

Mehr Händler wollen
am SSV teilnehmen
M Berlin. In diesem Jahr wollen ei-
ner Umfrage zufolge deutlich mehr
Händler am Sommerschlussver-
kauf (SSV) teilnehmen. Rund 60
Prozent der Händler haben beim
aktuellen „Handelsbarometer“ der
Unternehmensberatung EY ange-
kündigt, bei dem am kommenden
Montag beginnenden SSV mit
Sonderangeboten dabei zu sein.

Putzhilfen
arbeiten oft
schwarz
Umfrage Nur 36 Prozent
der Kräfte angemeldet

M Berlin. Gut jeder zehnte Haus-
halt in Deutschland leistet sich ei-
ne Putzhilfe – doch meist arbeiten
die helfenden Hände schwarz. Das
geht aus einer repräsentativen Um-
frage des Forsa-Instituts zu den
Putzgewohnheiten der Deutschen
hervor. In Auftrag gegeben hatte
sie die Minijob-Zentrale in Essen.
Nur 36 Prozent der Befragten ga-
ben dabei an, sie hätten ihre Hilfs-
kraft auch angemeldet. Nach Ein-
schätzung des Leiters der Minijob-
Zentrale, Erik Thomsen, dürfte die
Schwarzarbeit in Wirklichkeit so-
gar noch deutlich weiter verbreitet
sein, als die Umfrage nahelegt. Als
Minijobber angemeldet seien in
Privathaushalten nur etwa 284 000
Menschen. „Schätzungen zufolge
liegt die Dunkelziffer der schwarz-
arbeitenden Haushaltshilfen bei
vier Millionen“, betonte Thomsen.
Der „Putzatlas für Deutschland“

offenbarte große regionale Unter-
schiede in Sachen Sauberkeit. Ge-
rade in der Hauptstadt Berlin nimmt
man es demnach mit dem regel-
mäßigen Hausputz offenbar nicht
so genau. „Jeder vierte Berliner
putzt in seinem Haushalt weniger
als einmal pro Woche“, sage Thom-
sen. Am reinlichsten gehe es in Ba-
den-Württemberg zu.

Mogelpackung oder Wachstumsschub?
Konjunktur Juncker erhofft
sich von EFSI-Programm
einen Anschub für die
EU-Wirtschaft

Von unserem Brüsseler
Korrespondenten Detlef Drewes

M Brüssel. Wachstum hat einen
neuen Namen: Europäischer Fonds
für Strategische Investitionen (EF-
SI). Das Wortungetüm verschleiert,
was sich Jean-Claude Juncker von
diesem nahezu einzigartigen För-
dertopf verspricht: einen gewalti-
gen Anschub für die europäische
Wirtschaft, 2,1 Millionen neue Jobs
und vor allem für die ökonomisch
angeschlagenen Süd-Länder einen
Rettungsanker.
Am Mittwoch dieser Woche

wurden die letzten Weichen ge-

stellt: Das Projekt kann ab Sep-
tember anlaufen. Doch die Eupho-
rie ist längst verflogen. Denn die
gewaltig klingende Investitionsof-
fensive kommt inzwischen nur noch
als eine bestenfalls unsichere För-
deridee daher. Erst
gingen die Mitglied-
staaten auf Abstand
und waren – wie
Deutschland – höchs-
tens bereit, ihre natio-
nalen Förderbanken
wie die Kreditanstalt
fürWiederaufbau (KfW)
mit rund 8 Milliarden
Euro einzuschalten.
Dann gelang es der Kommission,
gerade mal 5 Milliarden ihrer
Hausbank, der Europäischen In-
vestitionsbank (EIB) in Luxemburg,
loszueisen – plus 16 Milliarden Eu-
ro an Bürgschaften, die man an an-
derer Stelle kürzte. Das macht 21
Milliarden und ist noch weit von

der zugesagten Summe entfernt.
Die soll nämlich von privaten In-
vestoren kommen, für die die be-
reitgestellten 21 Milliarden Euro
bestenfalls eine Art Ausfallabsi-
cherung bedeuten. Privates Geld

müsste aus einem eu-
ropäisch verbürgten 15
real verfügbare Euro
machen, um den ge-
wünschten Effekt zu er-
reichen. Zwar gab es im
Europäischen Parla-
ment alle Unterstüt-
zung, die Juncker
brauchte. Experten aber
zeigten sich enttäuscht:

„Premium-Kredite statt Subventi-
onen“ lautet ihr Vorwurf, die
„Nummer“ sei kaum mehr als ein
lukratives Instrument für Staats-
fonds und große Versicherungen,
nahezu risikofrei ihr Geld anzule-
gen. Ob sie es aber wirklich tun, ist
offen. Denn noch fehlt das wich-

tigste Puzzleteil: Die Liste der Pro-
jekte, die private Geldgeber auch
reizen könnten. Zwar haben die
Mitgliedstaaten inzwischen ihre
Vorschläge eingereicht. Auch
Deutschlands Wunschliste umfasst
mehr als 80 Vorhaben – von Wind-
parks über Autobahn-Ausbauten
bis hin zur Förderung von Hoch-
schulen. Doch „nachhaltige Inves-
titionen, die Jobs schaffen“, wie es
der Kommission vorschwebt, soll-
ten anders aussehen.
Entsprechende Vorschläge sind

bislang Mangelware. Mit ihnen
steht und fällt jedoch der gesamte
Plan, von dem Kritiker in Brüssel
bereits sagen: „Wachstum per De-
kret ist Scheitern nach Plan.“ Fach-
leute der Kommission wiederum
kontern, die Mitgliedstaaten hätten
vor allem solche Projekte vorge-
schlagen, die ohnehin angepackt
werden müssten, deren Finanzie-
rung man aber nach Brüssel ab-

schieben wolle. Als ein Beispiel
von vielen gilt etwa der Breitband-
Ausbau, der in Deutschland schon
längst durch das nationale Akti-
onsprogramm beschlossen worden
war.
Tatsächlich hatte die Kommissi-

on ein Problem: Es gab eigentlich
kein Geld für das, was der frisch ge-
backene Kommissionschef im No-
vember 2014 vorstellte. Den Mit-
gliedstaaten hatte man gerade erst
eine Schuldenbremse verordnet,
die EU selbst darf sich nicht ver-
schulden. Also kratzte man die we-
nigen Finanzmittel aus anderen
Töpfen zusammen und rückte von
dem Gedanken an ein neues Ins-
trument der direkten Subventio-
nierung ab. Heraus kam die Idee,
aus 21 Milliarden 315 Milliarden
Euro zu machen. Doch die Zweifel,
ob das Programm jemals diese Di-
mension erreichen wird, sind mitt-
lerweile groß.

Jean-Claude Juncker

Beilage

Sonderdruck der HwK

Unserer heutigen Ausgabe liegt
ein Sonderdruck der Handwerks-
kammer Koblenz (HwK) bei. Er
dokumentiert ein umfangreiches
Interview, das Unternehmensbe-
rater Klaus Kocks (unseren Lesern
auch als Kolumnist dieser Zeitung
vertraut) mit Alexander Baden,
Hauptgeschäftsführer der HwK
Koblenz, über Selbstverständnis
und Bedeutung des Handwerks in
den Zeiten von Digitalisierung
und Globalisierung geführt hat.
Auch die Rolle der Kammern wird
in dem Interview thematisiert.
Die Redaktion unserer Zeitung
zeichnet für das Gespräch nicht
verantwortlich, empfiehlt es aber
Ihrer Aufmerksamkeit.
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